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Kommunale Sommergespräche 08

„Überfüllte Städte – 
Gemeinden ohne Bürger?“

Armin Wolf führte als Moderator durch die von  
Reinhard Platzer (l., Generaldirektor Kommunalkredit 
Austria) und Helmut Mödlhammer (Präsident Gemeinde-
bund) veranstalteten Sommergespräche. Mehr als  
250 Gäste folgten der Einladung nach Bad Aussee.
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Z u k u n f t s t h e m e n

Ü
berfüllte Städte – Gemeinden oh-
ne Bürger?“ Schon im Übertitel 
der dritten Veranstaltung aus der 
Reihe „Kommunale Sommerge-
spräche“ wurde der Teufel schein-

bar an die Wand gemalt. Eine provokativ formu-
lierte Fragestellung als Tagungsmotto, die kei-
nen der 250 Teilnehmer aus ganz Österreich und 
aus dem benachbarten Ausland kalt lassen soll-
te. Schließlich hat man sich seitens der Initiatoren 
von der Kommunalkredit Austria und dem Öster-
reichischen Gemeindebund vorgenommen, bri-
sante Gesellschaftsthemen auf die Tagesordnung 
zu nehmen. „Ziel ist es, einmal im Jahr wesent-
liche Zukunftsfragen im Bereich Public Finance 
an führende Politiker, Wissenschafter, Wirtschaf-
ter sowie Experten des öffentlichen Managements 
zu stellen und die Antworten dazu in einem mehr-
tägigen dynamischen Prozess zu erarbeiten“, lau-
tet die Vorgabe von Reinhard Platzer, Generaldi-
rektor der Kommunalkredit Austria. 

Hochkarätige Gäste
„Wir wollen mit den Jahren zu so etwas wie dem 
Alpbach-Forum der Kommunalpolitik wachsen“, 

hieß es dazu in den Eröffnungsworten von Hel-
mut Mödlhammer, Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes. Ein visionärer Anspruch, dem 
man auf vielfältige Weise gerecht zu werden 
sucht. Zum einen mit der Wahl eines Formats, 
das sich nach dem Motto des informellen Net-
working und Diskutierens locker, offen und frei 
von Zwängen à la Dresscode geben will, zum an-
deren mit der Einladung prominentester Teilneh-
mer. Von politischer Seite folgten dem Ruf nach 
Bad Aussee unter anderem Innenministerin Maria 
Fekter, Andrea Kdolsky, Ministerin für Gesund-
heit, Familie und Jugend, Heidrun Silhavy, Minis
terin für Frauen, Medien und Regionalpolitik, Er-
win Buchinger, Minister für Soziales und Konsu-
mentenschutz, Christian Buchmann, Landesrat für 
Wirtschaft, Innovationen und Finanzen, Rudolf 
Anschober, Landesrat für Umwelt, Energie, Was-
ser und Konsumentenschutz, und Oberösterreichs 
Landeshauptmann Josef Pühringer. Die wissen-
schaftlichen Impulse setzten mit Frank Schirrma-
cher, Mitherausgeber der FAZ, Rainer Münz, Se-
nior Fellow am Hamburger Weltwirtschaftsinstitut 
(HWWI), und dem Zukunftsforscher Leo Nefiodow 
drei international anerkannte Experten. 

„Herausforderungen als Chance begreifen und Lösungsansätze 
für die Zukunft formulieren!“ So lautet das Credo der „Kommu-
nalen Sommergespräche“, die heuer von 30. Juli bis 1. August in 
Bad Aussee ihre dritte Auflage erlebten. Zur Diskussion standen 
die demografische Revolution – steigende Lebenserwartung, Über-
alterung der Bevölkerung – und ihre Konsequenzen für Stadt und 
Land.

Brisante Fragen 
im „Think Tank“ 
Bad Aussee

Inhalt

Ziel ist es, wesentliche  
Zukunftsfragen an  
führende Politiker, Wissen-
schafter, Wirtschafter und 
Experten des öffentlichen 
Managements zu stellen.“
Reinhard Platzer

Die Tageszeitung „Die Presse“, die als Partner zur 
Seite stand, war mit Innenpolitik-Ressortleite-
rin Martina Salomon und Chefredakteur Michael 
Fleischhacker vor Ort vertreten. Als launig durchs 
Programm führender Moderator konnte ORF-An-
chorman Armin Wolf gewonnen werden. Und im 
Publikum fanden sich nebst zahlreichen Bürger-
meister und Kommunalgrößen aus ganz Öster-
reich Gäste ein, die für weltmeisterliches – Da-
vid Zwilling, Hubert Neuper – wie internationa-
les Flair sorgten, etwa Roger Kehle, der geschäfts-
führende Präsident des Gemeindetages von Baden-
Württemberg. 

Leidenschaftliche Diskussionen
Im Vordergrund standen drei Tage lang die zur of-
fenen Diskussion gestellten Themenfragen. Wie 
wirken sich demografische Entwicklung und Ur-
banisierung auf unsere Gesellschaft aus? Welche 
Maßnahmen müssen heute vorgenommen werden, 
um Wirtschaft, Arbeitsmarkt und öffentliche Hand 
für die Herausforderungen von morgen fit zu ma-
chen? Welche Weichenstellungen müssen in der 
Infrastruktur- und Standortpolitik gesetzt werden, 
damit den neuen Anforderungen entsprochen 

werden kann? Und nicht zuletzt: Wie wird die Ge-
sundheits- und Pflegeversorgung als Wachstums-
treiber der Zukunft aussehen? Fragen über Fra-
gen, die auf den Podien mitunter leidenschaftlich 
und unter reger Anteilnahme der Publikumsgäste 
diskutiert wurden. Genügend Zeit für vertiefende 
Gespräche bot sich zwischendurch bei sportlichen 
Aktivitäten und kulinarischen Genüssen. 

Malerische Kulisse
Den zauberhaften Rahmen bildete wieder das Aus-
seerland, das sich dieser Tage nicht nur geografisch 
als Mittelpunkt Österreichs präsentierte. Die Hei-
mat von Klaus Maria Brandauer, Barbara Frisch-
muth oder Alfred Komarek und Wirkungsstätte von 
Richard Strauss, Friedrich Torberg oder Nikolaus Le-
nau zeigte sich dabei anlassgerecht von ihrer besten 
Seite. Ein festlich geschmücktes Kurhaus und tadel-
loses Wetter sorgten für dreitägiges Wohlfühlambi-
ente. Da konnte auch die Brücken-Baustelle auf dem 
Hauptplatz vor dem Kurhaus nicht stören, zumal 
ebendieser laut Bürgermeister Otto Marl ein symbo-
lischer Charakter beigemessen werden durfte: „Wir 
in den Gemeinden legen noch Wert darauf, Brücken 
zwischen den Menschen und Orten zu bauen!“ 

Das romantische Ausseerland mit seinen glasklaren Gewässern bildete auch 2008 wieder die malerische Kulisse für die Kommunalen Sommergespräche.

„
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d e m o g r a f i ed e m o g r a f i e

Erstmals in der Geschichte Europas sind wir Teil einer Gesellschaft, 
in der mehrheitlich „alte“ Menschen leben. Mitte des Jahrhunderts 
werden 40 Prozent der Bevölkerung über 80 sein. Eine unumkehr-
bare Entwicklung mit weitreichenden Konsequenzen, nicht zuletzt in 
Bezug auf Landflucht und Urbanisierung.

Die Demografie kippt,   
die Zeit drängt!

Dr. Frank      
Schirrmacher

Studium der Germanistik und Anglis-
tik in Heidelberg sowie Philosophie 
und Literatur am Clare College in 
Cambridge
1985: Eintritt in die „Frankfurter  
Allgemeine Zeitung“ als Feuilleton-
redakteur 
1989–1993: Leiter der Redaktion 
„Literatur und literarisches Leben“ 
(Nachfolge von Marcel Reich- 
Ranicki)
seit 1994: Mitherausgeber der FAZ, 
verantwortlich für das Feuilleton

Autor des Bestsellers „Das Methusa-
lem-Komplott“, Mitglied des Goethe-
Instituts und stv. Vorsitzender des 
Stiftungsrats der Herbert-Quandt-
Stiftung

W
ir bitten den einflussreichsten 
Intellektuellen, den Deutsch-
land derzeit zu bieten hat, 
auf die Bühne.“ Armin Wolfs 
Schlusssatz einer hymnischen 

Laudatio auf den ersten Vortragenden der Kom-
munalen Sommergespräche klang vielverspre-
chend. Und der vom ORF-Informations-Chefre-
porter gepriesene Frank Schirrmacher, Mitheraus-
geber der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ so-
wie FAZ-Feuilleton-Verantwortlicher, sollte die 
Erwartungen der Zuhörer nicht enttäuschen.  

Niederschmetternd
„Ich muss ihnen leider von niederschmetternden 
Erkenntnissen berichten!“, eröffnete Schirrma-
cher und bewies in der folgenden Stunde, dass 
ein scheinbar spröder Thementitel („Demografie 
und Auswirkung auf die Gesellschaft“) kein Hin-
dernis für einen mitreißenden Vortrag ist. „Stel-
len Sie sich vor, Sie hätten eine Zeitmaschine 
und würden sich in die Zeit ihrer Eltern, Groß-
eltern, Urgroßeltern, etc. zurückversetzen“, wand-
te sich der FAZ-Literat mit einer Einleitungsfrage 
an die 250-Kopf-starke Zuhörerschaft im bis auf 
den letzten Platz gefüllten Kurhaus-Festsaal. „Sie 
würden wahrscheinlich sagen: Alles war anders! 
Und Sie würden damit etwas übersehen. Denn 
eines war immer gleich. Die menschliche Gesell-
schaft war immer mehrheitlich jung und in der 
Minderheit alt.“ Ein Tatbestand, den man bis dato 
als allgemeines und ewig gültiges Gesetz gewertet 
hat. „Und nun, im dritten Jahrtausend“, so Schirr-
macher, „ist wirklich alles anders. Wir sind in Eu- 
ropa Zeitzeugen einer Entwicklung, die historisch 
betrachtet völlig neu ist. Wir stehen vor einer Ge-
sellschaft, die dramatisch und unaufhaltsam über-
altert!“

Demografischer Schock
Liegt der Anteil der Über-Sechzigjährigen derzeit 
bei knapp 20 Prozent, so wird im Jahre 2030 be-
reits jeder Dritte 60 Jahre und älter sein. Mitte des 
Jahrhunderts werden 40 Prozent der Bevölkerung 
das 80. Lebensjahr überschritten haben. Die Gene-
ration Unter-30 bricht hingegen ein. Die herkömm-
liche Alterspyramide dreht sich um 180 Grad, wo-
bei sich die Basis zur Spitze verkehrt. Eine unum-
stößliche Entwicklung, die mit der Kinderflaute En-
de der 60er-Jahre des vorigen Jahrhunderts begann 
und nicht mehr aufzuhalten ist – fehlen doch für 
den „Baby-Nachschub“ schlicht und einfach die po-
tenziellen Eltern, die erst gar nicht geboren wurden. 
Gleichzeitig steigt die Lebenserwartung drastisch an. 
Ein Mädchen, das heute auf die Welt kommt, hat 
laut Max Planck-Institut für Demografie eine 70-
prozentige Chance, 100 Jahre alt zu werden! 

Wir sind in Europa Zeit-
zeugen einer Entwick-
lung, die historisch be-
trachtet völlig neu ist. 
Wir stehen vor einer  
Gesellschaft, die unauf-
haltsam überaltert.“
Frank Schirrmacher

 „
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D e m o g r a f i eD e m o g r a f i e

Univ.-Prof. Dr.   
Rainer Münz

1978: Promotion (Dr. phil.) Studi-
um der Soziologie an der Universi-
tät Wien
1986: Habilitation an der Universi-
tät Wien für Demographie und So-
ziologie
Bis 1992: Direktor des Instituts für 
Demographie der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften
1992-2003: Professor für Bevölke-
rungswissenschaft an der Humboldt-
Universität Berlin 
Seit 2003: Senior Fellow am Ham-
burger Weltwirtschafts-Institut

Lehrbeauftragter u. a. an den Univer-
sitäten Klagenfurt, Wien und an der 
TU Wien

Das Deprimierende an der Situation ist laut dem 
Autor des Bestsellers „Das Methusalem-Komplott“ 
der Umstand, dass „wir zwar immer älter werden, 
aber zugleich das Altern und Altsein nicht mö-
gen“. Als gestern noch junge Gesellschaft hätten 
wir traditionell negative Vorstellungen über das 
Alter, die im „Forever-Young“-Kult der omniprä-
senten Werbebotschaften zum Ausdruck kommen. 
Ein Circulus viciosus, denn „eine alternde Gesell-
schaft, in der die Mehrheit das Alter schlecht be-
wertet, hat von vornherein verloren“.

Revolution im Kopf
Es gelte demnach die Chance des unweigerlich 
fortschreitenden Prozesses zu erkennen und da-
rauf zu reagieren. „Wir müssen in unseren Köpfen 
eine riesige Revolution entfachen, um der viel-
leicht größten und wichtigsten gesellschaftlichen 
Entwicklung aller Zeiten gewachsen zu sein“, so 
Schirrmacher über die Notwendigkeit einer Neu-
definition des Alters. Es gehe darum, das Gefühl 
bei älteren Menschen zu entfesseln, dass sie eine 
Ressource und keine Last darstellen. Ein Gefühl, 
das an sich auf handfesten Fakten basiert. So ist 
ein heute 70-Jähriger von der biologischen, geis- 

tigen und physischen Potenz mit einem 49-Jäh-
rigen vor einem halben Jahrhundert vergleichbar. 
Auch neueste Erkenntnisse der Hirnforschung be-
legen, dass „alte Hirne“ wesentlich leistungsfä-
higer sind als bisher angenommen. Demnach lie-
ge das Problem in erster Linie am falschen Al-
tersbild. Umdenken ist angesagt, psychologisch 
muss daran gearbeitet werden. Schirrmachers re-
sümierende Conclusio: „Zumindest bis 2050 ist 
es unmöglich, den Prozess der Überalterung zu 
stoppen. Also geht es darum, sich möglichst gut 
an den unwiderruflich feststehenden Altersauf-
bau der Gesellschaft anzupassen. Die Wirtschaft 
hat den neuen Markt zu erkennen und zu nutzen. 
Und man muss Strukturen schaffen, in denen äl-
tere Menschen arbeiten können und wollen. Zum 
eigenen Wohl ebenso wie zur Entlastung der zur 
Minderheit verkommenden Jungen. Die Demogra-
fie kippt und die Zeit drängt.“

Höchste Zeit zu handeln
„Wenn wir glauben, das Problem regle sich ohne 
unser Zutun, quasi von selbst, werden die ersten 
zwei oder drei betroffenen Generationen nicht be-
rücksichtigt“, schloss der zweite Redner der Kom-

Vorfreude auf ein langes Leben. Laut Max Planck-Institut für Demografie haben die jungen Damen eine gute Chance, 100 Jahre und älter zu werden! 

munalen Sommergespräche, Rainer Münz vom 
Hamburger Weltwirtschafts-Institut, nahtlos an 
die Ausführungen Schirrmachers an. „Das ur-
eigene Interesse an dem Thema sollte eigentlich 
vorhanden sein. Ich gebe Ihnen zu bedenken: Die 
graue Masse, die auf uns zurollt, sind wir selbst!“, 
warnte Münz. Bis 2050 werde es doppelt so viele 
Menschen der Generation 60+ und dreimal so 
viele Über-Achtzigjährige geben. „Höchste Zeit, 
die Situation ernst zu nehmen“, so Münz, der in 
der Folge vor allem die Konsequenzen des demo-
grafischen Wandels in Hinblick auf Urbanisierung 
und Landflucht beleuchtete. 

Wer schrumpft, wer wächst?
Der generelle Trend: Die Zentren legen zu und die 
Peripherien verlieren. So gehen Experten davon 
aus, dass bereits im Jahr 2020 zwei von drei Euro-
päern in der Stadt wohnen werden. Als Grund für 
das demografische Wachstum der Ballungsräume 
nennt Rainer Münz in erster Linie das bessere An-
gebot an Freizeitaktivitäten und Verkehrsinfra-
struktur, an Bildung in Form von weiterführenden 
Schulen, Universitäten und Fachhochschulen so-
wie den attraktiveren Arbeitsmarkt mit seinen hö-
heren Löhnen. „Dies motiviert zur Zuwanderung 
aus dem In- und Ausland und macht zugleich die 
Abwanderung aus Ballungsräumen weniger wahr-
scheinlich“, so Münz, der die Titelaussage seines 
Impulsreferats, „Das wachsende und das schrump-
fende Österreich“, mit einer Reihe von Beispie-
len illustrierte. Deutliche Zuwächse an Einwoh-
nern verzeichnen etwa das Vorarlberger Rhein-
tal, Innsbruck und das Unterinntal, der Großraum 
Salzburg, der oberösterreichische Zentralraum um 
Linz und Wels, Graz und Umland sowie die Bun-
deshauptstadt Wien mit ihrem Umland in Nie-
derösterreich und dem nördlichen Burgenland. 
Schrumpfende Einwohnerzahlen gibt es hingegen 
südlich des Alpenhauptkammes von Osttirol über 
Kärnten, den Lungau, in weiten Teilen der Stei-
ermark bis ins mittlere und südliche Burgenland, 
aber auch im oberen Waldviertel, im westlichen 
Niederösterreich sowie in Teilen des Mühl- und 
Innviertels. 

Gemeinden sind gefordert
Sowohl Wachstum als auch Schrumpfung stel-
len die betroffenen Gebietskörperschaften, insbe-
sondere die Kommunen, vor große Herausforde-
rungen. Während die Abwanderung zur sozialen 
und materiellen Infrastruktur-Ausdünnung führt – 
schrumpfende Regionen haben mit dem Problem 

zu kämpfen, bei sinkendem Steueraufkommen für 
immer weniger Menschen eine angemessene In-
frastruktur bereitzustellen –, müssen sich wach-
sende Regionen mit der Ausdehnung von Sied-
lungsflächen, höheren Mieten und Immobilien-
preisen sowie ansteigendem Verkehrsaufkommen 
auseinandersetzen. 

Integration als Gemeindethema
In Bezug auf die durch Migration hervorgeru-
fenen Veränderungen (die Zunahme der auslän-
dischen Wohnbevölkerung in Österreich betrug in 
den letzten 20 Jahren rund 500.000 Personen, je-
ne der unselbstständigen Arbeitskräfte 220.000) 
unterstrich Münz die Bedeutung der Integrations-
arbeit in den Gemeinden: „Wir stehen zuweilen 
vor dem Dilemma, einerseits von Zuwanderern 
Integrationswillen zu erwarten und ihnen ande-
rerseits durch restriktive Maßnahmen den ordent-
lichen Zugang zum Arbeitsmarkt zu verweigern.“ 
Beim Thema Integration, das als Erstes die Kom-
munen betrifft, gehe es um Sprache, Orientierung, 
Qualifikation sowie um die Kooperationen und 
Konflikte zwischen Neuzuwanderern, schon län-
ger anwesender Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund und Einheimischen. 

Selbstverstärkender Kreislauf
Wie bedrohlich das Szenario der Bevölkerungs-
schrumpfung – vor allem in Peripherien abseits 
urbaner und touristischer Zentren – ist, lässt sich 
daran festmachen, dass Personen aus allen Alters-
gruppen verloren zu gehen drohen. Jugendliche 
und erwachsene Erwerbstätige wandern auf der 
Suche nach gesichertem Einkommen, Bildungs-
einrichtungen oder kulturellen Möglichkeiten ab. 
Auch bei den älteren Menschen ist der gerings- 
te Zuwachs in peripheren ländlichen sowie al-
ten Industriegebieten und der höchste Zuwachs 
in attraktiven Regionen mit wachsender Bevölke-
rung zu verzeichnen. Ein sich selbst verstärkender 
Kreislauf: Wachsende Regionen erzeugen mehr 
Einwohner, mehr Arbeitsplätze, mehr Steuerauf-
kommen, mehr politisches Gewicht und somit 
mehr Zuwanderung. Die sich daraus ergebenden 
Konsequenzen und Problemstellungen sollten 
gründlich analysiert werden. Ausreichend Zeit 
zum Denken böte sich laut Münz täglich: „Wenn 
wir uns morgen um die gleiche Uhrzeit wieder se-
hen, hatten wir bis dorthin genau betrachtet nicht 
24, sondern 30 Stunden Zeit. Denn die Lebenser-
wartung in Europa legt täglich um sechs Stun-
den zu!“

Das Interesse am Thema 
sollte vorhanden sein. 
Ich gebe zu bedenken: 
Die graue Masse, die 
auf uns zurollt, sind wir 
selbst!“
Rainer Münz

 „
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g e s u n d h e i tg e s u n d h e i t

Experten aus allen Lagern sind sich einig: Der Gesundheitssek-
tor wird zu dem Wirtschaftsmarkt der nächsten Jahrzehnte. Wer 
zu den Gewinnern gehören will, sollte sich darauf vorbereiten. 
Was sich in Österreich dringend verbessern sollte: Verteilung der 
öffentlichen Gelder, Einbeziehung der Pflegethematik in den Ge-
sundheitsbereich und Regelung des Kompetenzchaos.

Gesundheit als 
Pflegefall  

L
ange Phasen der ökonomischen Pros- 
perität im Wechsel mit tiefen Rezes-
sionen sind nichts Ungewöhnliches. 
Im Gegenteil, lässt sich doch aus der 
Wirtschaftsgeschichte ablesen, dass 

die Abfolge von Ups und Downs einen erstaunlich 
regelmäßigen zyklischen Charakter aufweist. Nach 
dem Modell des russischen Wirtschaftswissen-
schafters Nikolai Kondratieff (1892–1938) kommt 
es alle vierzig bis sechzig Jahre zu einer bahnbre-
chenden Entwicklung. Als Auslöser gelten Basis-
innovationen, wie es im Laufe der Geschichte die 
Dampfmaschine, die Eisenbahn oder Neuerungen 
auf dem Sektor der Elektrotechnik, der Petroche-
mie und zuletzt der Informationstechnik waren.

Wirtschaftsfaktor Gesundheit
Laut Zukunftsforscher und Wirtschaftstheoretiker 
Leo Nefiodow steht der Menschheit nunmehr der 
sechste Kondratieff ins Haus: „Als Motor für den 
nächsten Innovationszyklus gibt es mehrere Kan-
didaten. Der ,Sieger’ steht meiner Meinung nach 
bereits fest. Denn das größte wirtschaftliche Po-
tenzial steckt ohne Zweifel im Bereich Gesund-
heit.“ Die demografische Entwicklung mit der Fol-
ge der rasanten Erhöhung des Anteils älterer Men-
schen macht die Gesundheit zu dem Wirtschafts-
markt der nächsten Jahrzehnte. Bereits jetzt ent-
steht etwa in den USA jeder zweite Arbeitsplatz in 
diesem Bereich. In Österreich werden aktuell mit 
26 Milliarden Euro etwas mehr als zehn Prozent 
des BIP in den Gesundheitssektor investiert.  

„Nicht genug und nicht richtig verteilt“ – wie sich 
die prominent besetzte Diskussionsrunde zum 
Thema Gesundheit/Soziales im Anschluss an Ne-
fiodows Impulsreferat einig war. „Einsparungen 
sind ausgeschlossen, Umschichtungen dringend 
notwendig“, bemerkte dazu Gesundheitsministe-
rin Andrea Kdolsky. Insbesondere im Spitalsbe-
reich liege viel Geld, das in erster Linie an den 
Schnittstellen zwischen Spital, niedergelassenen 
Ärzten und Pflege verloren gehe. Zudem gilt es 
laut Kdolsky, im Bereich der Prävention neue 
Maßstäbe zu setzen. Eine Aufgabe, die vor allem 
von den Gemeinden in Angriff genommen werden 
kann. Ein Beispiel sei die Errichtung von „Seni-
orengärten“, in denen alte Menschen durch Ge-
meinschaft, Training und dank medizinischer Be-
obachtung der Entstehung von Krankheit vorbeu-
gen.

Problemfeld Pflege
An vorderster Front der notwendigen Änderungen 
stand bei den Diskutanten die Forderung nach 
der Einbeziehung der Pflegethematik in den Ge-
sundheitsbereich. Dass von politischer Seite mitt-
lerweile überwiegend Konsens über die Verlage-
rung der Pflege-Finanzierung weg von der Sozi-
alhilfe in Richtung Pflegefonds besteht, bezeich-
nete der Direktor der Diakonie Österreich, Michael 
Chalupka, als enormen Fortschritt. Zu tun gäbe es 
aber zweifellos noch genug: „Es wurde bislang zu 
wenig Augenmerk auf Betreuungsformen jenseits 
von Pflegeheimen und der 24-Stunden-Betreu-

Der ökonomische Motor 
der Zukunft ist die  
Gesundheit. Dort steckt 
ohne Zweifel das größte 
wirtschaftliche Potenzial 
unserer Gesellschaft.“
Leo Nefiodow

 „ ung zu Hause gelegt. Es bedarf Alternativen wie 
Wohngemeinschaften, betreutes Wohnen, mobile 
Pflege oder kleinteilige Tageszentren. Bedürfnisa-
däquates gehört ins Regionalförderungssystem hi-
nein.“ Eine Maßnahme, die nicht zuletzt auch Ar-
beitsplätze schaffe.

Stichwort Finanzierung
Auf die Problematik der Finanzierung von Pfle-
geplätzen wies Thomas Flatz, Geschäftsführer des 
größten privaten Pflegeheimbetreibers Österreichs 
(SeneCura) hin. „Ein Heimplatz kostet durch-
schnittlich 2800 Euro pro Monat. Dabei sind nur 
drei Prozent der Pflegeheim-Bewohner Selbst-
zahler, 97 Prozent werden durch die Sozialhilfe 
finanziert.“ 
Dass sich insbesondere bei den Pflegemodellen 
der Zukunft – Stichwort Tageszentren – die öf-
fentliche Finanzierung schwierig gestalten wird, 
bemerkte dazu Dieter Kanduth, Leiter der „In-
frastructure Finance“-Abteilung bei der Kommu-
nalkredit Austria: „Interessante Varianten ergeben 
sich durch öffentlich-private Partnerschaften. Die 
sogenannten PPP-Modelle gibt es auch für klei-
ne Projekte. Sie werden allerdings von den Kom-
munen noch wenig nachgefragt.“ Auch Kommu-
nalkredit-Generaldirektor Reinhard Platzer trat an 
dieser Stelle für ein verstärktes Zusammenwirken 
von Hoheitsträgern und Privaten ein: „Die öffent-
liche Hand soll Vorgaben liefern, aber sie kann 
und muss nicht alles selbst machen.“
Was den viel diskutierten Pflegenotstand betrifft, 

so handelt es sich dabei laut Soziologe Rainer 
Münz in erster Linie um einen „Beschäftigungs-
notstand beim Pflegepersonal“. Angesichts des 
Umstandes, dass in diesem Bereich immer mehr 
Menschen beschäftigt sein werden – nach dem 
Vorbild Dänemarks, wo der Anteil der Pflege-Be-
schäftigten doppelt so hoch ist wie in Österreich 
– sind weitere Diskussionen über Qualifikationsni-
veaus und gesetzlich erlaubte Konsequenzen von-
nöten.

Kompetenzen-Chaos
Beklagt wurde am Podium einhellig die Zersplit-
terung der öffentlichen Kompetenzen im Pflege-
bereich auf die Gebietskörperschaften (Bund, Län-
der, Gemeinden) und die Selbstverwaltungskörper. 
„Neun verschiedene Pflegeheim-Gesetze führen in 
Österreich dazu, dass jeder genötigt ist, sein eige-
nes Süppchen zu kochen“, kritisierte Flatz. 
Laut Kdolsky müsse man zusammenwachsen. 
„Föderalismus ja, aber in Grenzen“, so die Minis- 
terin, die für eine klare Aufteilung der Kompe-
tenzen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
sowie für die Schaffung einer Finanzierungsebe-
ne eintritt: „Nur so wird der Gesundheits-/Pflege-
sektor zum blühenden Wirtschaftsfaktor und der 
sechste Kondratieff Realität.“ Für Nefiodow ist je-
denfalls klar: „Jene Länder, die sich auf diese un-
weigerliche Entwicklung am besten einstellen und 
bereits jetzt in die Märkte investieren, werden in 
den kommenden Jahrzehnten zu den Gewinnern 
gehören.“ 

Zur Frage des Geldes: 
Einsparungen im Bereich 
Gesundheit sind ausge-
schlossen, Umschich-
tungen dringend 
notwendig!“
Andrea Kdolsky

 „

Pflegeheime und die 24-
Stunden-Betreuung rei-
chen als Betreuungs-
formen nicht aus. Wir 
müssen Alternativen  
forcieren.“
Michael Chalupka

 „

Neun verschiedene Pfle-
geheim-Gesetze führen 
in Österreich leider dazu, 
dass jeder sein eigenes 
Süppchen kocht.“
Thomas Flatz

 „

Experten am Gesundheits-Podium der Kommunalen Sommergespräche (v. l. n. r.): Thomas Flatz, Pflegeheimbetreiber, Michael Chalupka, Direktor der Diakonie Österreich, Andrea Kdolsky, Bundesminis-
terin für Gesundheit, Familie und Jugend, Dieter Kanduth, Infrastrukturexperte der Kommunalkredit Austria, und Leo Nefiodow, Zukunftsforscher und Wirtschaftstheoretiker.
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i n f r a s t r u k t u ri n f r a s t r u k t u r

Welche Infrastrukturen brauchen sowohl Metropolen als auch Ge-
meinden im ländlichen Raum, um angesichts der demografischen 
Umwälzungen zu überleben? Maximal effiziente und intelligente in 
jedem Fall. Und auf die Vernetzung kommt es an. Gebündelte, stra-
tegische Regionen tun sich leichter als Einzelkämpfer.

Mit Networking 
zum Erfolg

I
nfrastruktur ist ein Gegenstand langwie-
riger Planung und oftmals hoher Kos-
ten. Man muss daher auf einer langfris- 
tig wirksamen Analyse und auf abseh-
baren Trends aufbauen“, betonte Regio-

nalministerin Heidrun Silhavy in dem von Mar-
tina Salomon, „Die Presse“-Innenpolitik-Ressort-
leiterin, geführtem Gespräch zunächst die Bedeu-
tung einer effizienten Raumplanung. Die notwen-
dige Grundanalyse werde derzeit von der österrei-
chischen Raumordnungskonferenz unter Beteili-
gung des Bundes, der Länder, des Städte- und des 
Gemeindebundes, der Wirtschafts- und Sozial-
partner, Nichtregierungsorganisationen und wei-
terer Experten erstellt. Das Projekt mit dem Titel 
„Szenarien der Raumentwicklung Österreichs“ mit 
dem Zeithorizont 2030 diene der Identifizierung 
von Zukunftstrends und der Diskussion der ge-
sellschaftspolitischen Herausforderungen, die sich 
daraus ergeben. 

liche Nutzungen wie Landschaft und Erholung, 
erschwinglichen Wohnbau und Gewerbe sowie 
um die Absicherung des Dauersiedlungsraumes 
vor Naturgefahren. 

Alles halb so schlimm?
Einen kontroversiellen Standpunkt in Bezug auf 
die Entwicklung des ländlichen Raums vertrat der 
Grazer Universitätsprofessor Gunther Tichy: „Be-
völkerungsmäßig halten die großen und ganz klei-
nen Gemeinden in Österreich ihre Position, bloß 
einzelne entlegene Gebiete schrumpfen. Die Pro-
duktion wächst im ländlichen Raum sogar über-
durchschnittlich, vor allem im Dienstleistungs-
bereich, nicht zuletzt als Folge der hohen Grün-
dungstätigkeit und des Tourismus. Die Löhne lie-
gen zwar unter denen in den Zentren, holen aber 
deutlich auf.“ Insgesamt sieht Tichy eine nicht un-
befriedigende Entwicklung in den ländlichen Re-
gionen. Problemfelder ließen sich freilich dennoch 
nicht verleugnen: „Gefahren drohen durch die ho-
hen Infrastrukturkosten und die steigenden Mobi-
litätskosten. Zwei Folgen der rasch zunehmenden 
Zersiedelung bei gleichzeitiger Ausdünnung des 
öffentlichen Verkehrs. Dazu kommen die Folgen 
der Rationalisierung und Privatisierung staatli-
cher Einrichtungen wie Verkehr, Post, Gerichte 
oder Ämter, die schwerer wiegen als die viel dis-
kutierten Schwächen der Nahversorgung.“ In Tou-
rismusgebieten sei die Tendenz der Verdrängung 
gewerblicher Unterkünfte durch Zweitwohnungen 
und Auslastungsprobleme (sinkende Aufenthalts-
dauer bei steigender Bettenzahl) zu erwähnen. 

Es braucht eine intel-
ligente und innovative 
Stärkung der Infrastruk-
tur und Leistungen zur 
Daseinsvorsorge.“
Heidrun Silhavy

 „

Gefahren drohen in den 
ländlichen Regionen vor 
allem durch die hohen 
Infrastruktur- und die 
steigenden Mobilitäts- 
kosten.“
Gunther Tichy

 „

Gemeindeüberschreiten-
de Projekte sind manch-
mal schwieriger zu rea-
lisieren als staatsüber-
greifende EU-Modelle.“
Kritische Stimme aus dem Auditorium

 „

Martina Salomon (l.), Innenpolitik-Ressortleiterin „Die Presse“, moderierte ein kon-
troversielles Gespräch zwischen Gunther Tichy, ehemaliger Institutsleiter an der 
Akademie der Wissenschaften, und Regionalministerin Heidrun Silhavy.

Die Zentren werden laut Tichy ihre Position durch 
Immigration und Bevölkerungsaustausch mit dem 
Umland halten und von der Tendenz zu human-
kapitalintensiver Produktion profitieren. „Jedoch 
werden sie unter erheblichem Fachkräftemangel 
und der Differenzierung der Bevölkerungsstruktur 
durch massive Zuwanderung und Segregation lei-
den. Auch zunehmende Verkehrsprobleme durch 
Abwanderung der Wohlhabenden in den Speck-
gürtel und Pendeln ins Zentrum sind zu erwar-
ten.“

Erfolgsschlüssel „Networking“
Einig waren sich die beiden Fachleute über die 
wachsende Bedeutung strategischer Netzwerke, 
vor allem auf kommunaler Ebene. Wer die Infra-
struktur in ländlichen Regionen verbessern will, 
sollte Netzwerken als wichtigstes Rezept heranzie-
hen. Das bringe Kosteneffizienz und zudem Infor-
mationen über nachahmenswerte Vorzeigemodel-
le und kreative Lösungen in einzelnen Gemeinden. 
In gebündelten, strategischen Regionen falle zu-
dem vieles leichter, etwa die Schaffung gemein-
samer Einrichtungen (Kindergarten, Schule, Pfle-
geheime, etc.), die mangels Kunden in einer Ge-
meinde allein nicht finanzierbar und überlebens-
fähig wären. Networking als Schlüssel, das Über-
winden von Grenzen im Kopf als notwendige Vo-
raussetzung. „Denn“, so der Einwurf eines Publi-
kumsgastes mit anscheinend einschlägiger Erfah-
rung, „gemeindeüberschreitende Projekte sind pa-
radoxerweise manchmal schwieriger zu realisieren 
als staatenübergreifende EU-Modelle.“ 

Sicher sei nach Meinung Silhavys, dass die Zen-
tralräume die Entwicklungsmotoren unseres 
Landes bleiben werden. Für sie ergibt sich die we-
sentliche Notwendigkeit der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit. Die Kernfragen, denen sich 
die Verantwortlichen stellen müssen, lauten: Ha-
ben unsere Städte allgemein zugängliche Ausbil-
dungsstätten von höchster Qualität? Verfügen sie 
über intelligente, leistungsfähige und umwelt-
freundliche Verkehrssysteme? Wie ist es um die 
Integrationsfähigkeit und den sozialen Zusam-
menhalt der Bürger bestellt? Und findet eine sinn-
volle Kooperation und Lastenverteilung zwischen 
Kernstädten und Umland sowie eine effektive Flä-
chensicherungspolitik statt? 

Intelligente Infrastruktur
Ebenso überzeugt ist die Bundesministerin, dass 
ländliche Gebiete abseits der Tourismusregionen 
und Hauptverkehrsachsen weiter überaltern und 
an Bevölkerung verlieren werden. Um diese Le-
bensräume zu erhalten und für eine faire Chan-
cengleichheit zwischen den Menschen in unter-
schiedlichen Regionen zu sorgen, müssen Schwer-
punkte gesetzt werden: „Es braucht eine intelli-
gente und innovative Stärkung der Infrastruktur 
und Leistungen zur Daseinsvorsorge im Rahmen 
interkommunaler und regionaler Zusammenar-
beit.“ Die soziale, aber auch räumliche Zugäng-
lichkeit zu den infrastrukturellen Einrichtungen 
spiele dabei eine immer größer werdende Rol-
le. Was die dynamischen ländlichen Gebiete be-
trifft, sprich die Tourismusgebiete sowie jene ent-
lang der Hauptverkehrskorridore und jene im Ein-
zugsgebiet der Zentralräume, stehen wiederum 
die Herausforderungen erhöhten Siedlungsdrucks 
und eines, teils durch den Klimawandel bewirk-
ten, Strukturwandels an. Hier geht es laut Silhavy 
ähnlich wie in den städtischen Ballungsräumen 
um die Verfügbarkeit von Fläche für unterschied-

Möglichkeiten zum in-
formellen Austausch 
mit den Podiumsgäs-
ten boten sich auch 
abseits der Bühne. 
Ganz im Sinne von 

Robert Hink (l.), 
Gemeindebund-Gene-
ralsekretär und Initia-
tor der Kommunalen 

Sommergespräche.
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s ta n d o r ts ta n d o r t

Was bewegt ein Unternehmen, an einem bestimmten Ort tätig 
zu sein, und wie kann sich eine Gemeinde als Standort empfeh-
len? Die Antwort der Fachleute: Auf die Attraktivität der Infrastruk-
tur und kurze Verwaltungswege kommt es an. Und nicht zu unter-
schätzen: das soziale Klima in der Kommune!

Mit der Kappe 
des Händlers

W
elche Faktoren sind aus-
schlaggebend für Standort-
entscheidungen? Eine Fra-
ge, die der Vizepräsident der 
Wirtschaftskammer Öster- 

reich, Hans-Jörg Schelling, zunächst mit der Er-
läuterung des Begriffs „Standort“ zu beantwor-
ten versuchte. „Standort wird oft fälschlich auf 
die Funktion der Fläche reduziert. In Wahrheit 
ist es aber das Synonym für die Eingliederung 
eines Unternehmens in das soziale Netzwerk ei-
ner Kommune.“ Der Standort verbinde Unterneh-
men mit seinen Anlagen, seinen Mitarbeitern, der 
Gemeinde, der Region und zum Teil auch mit sei-
nen Kunden und Lieferanten. Und er bestimmt vor 
allem den Wohlstand einer Gemeinde und Regi-
on. „Der Standort ist alles – aber nicht alles ist 
ein Standort“, brachte es Christoph Andexlin-
ger, Center Manager von Spar Europark, auf den 
Punkt. „Anders formuliert: Ein perfektes Konzept 
wird am falschen Standort Schiffbruch erleiden, 
am richtigen Ort jedoch überaus erfolgreich sein.“ 
Die Notwendigkeit, die enormen Investitionen bei 
der Etablierung eines Handelsstandortes abzusi-
chern, setze neben der Erfüllung „harter“ Kriterien 
(Sichtbarkeit des Standorts, vorhandene Frequenz, 
Flächenwidmung, Einzugsgebiet, Mitbewerber-
umfeld) auch und vor allem die Verlässlichkeit 
des langfristigen räumlichen Entwicklungskon-
zeptes einer Region sowie die Beständigkeit des 
gesetzlichen Rahmens voraus. Gerade bei diesen 
Grundbedingungen eines nachhaltig erfolgreichen 

Standortes würde aber einiges im Argen lie-
gen. „Das Unsicherheitspotenzial ist teilweise sehr 
hoch. Oftmals ein politisches Problem. Ich denke 
an die unverständliche Etablierung von Einkaufs-
zentrumsflächen auf sogenannten ,erweiterten 
Wohngebietsflächen’ oder umgekehrt an die lang-
wierige Verhinderung von EKZs an Stellen, wo  
diese in räumlichen Entwicklungskonzepten vor-
gesehen waren“, beklagt Andexlinger. Besonders 
schlimm und häufig der Fall: oftmalige Änderung 
von Raumordnungsgesetzen – Stichwort ,Anlass-
gesetzgebung’ – binnen weniger Jahre.  

Plus und Minus am Standort „Land“
Was die Schwächen und Stärken der Standortpoli-
tik im ländlichen Raum betrifft, waren sich die Ex-
perten einig. Negativ ins Gewicht fallen schlechte 
Erreichbarkeit (zum Beispiel keine durchgängige 
Breitbandversorgung), der Mangel an Fachkräften, 
massiver werdende Verkehrsbeschränkungen, eine 
im Vergleich zu Städten schwächere Gründungs-
dynamik und insbesondere die fehlenden Impulse 
für übergreifende Kooperationen und langfristige 
Planungen im sozialen Bereich (Wohnen, Kinder-
garten, Schule, etc.). Auf der Plusseite kann die 
Attraktivität der Lebensqualität verbucht werden 
und der Umstand, dass Probleme „am Land“ oft 
wesentlich schneller gelöst werden als etwa in 
großstädtischen Magistratsabteilungen. 
Für die Kommunen und Regionen im ländlichen 
Raum ergeben sich aus diesen Tatbeständen im 
Bereich der Standortpolitik eine Reihe von Anfor-

Standort ist nicht bloß 
Fläche, sondern das Sy-
nonym für die Einglie-
derung eines Unterneh-
mens in das soziale 
Netzwerk einer 
Kommune.“
Hans-Jörg Schelling

 „ derungen und Möglichkeiten. An erster Stelle steht 
die Schaffung klar vereinbarter Eckpunkte in den 
Raumordnungen, sprich eine österreichweit ver-
einheitlichte Raumordnungsgesetzgebung. „Der-
zeit muss ein in ganz Österreich tätiger Unterneh-
mer ja neun verschiedene Anwälte beschäftigen, 
um etwa den Begriff ,Verkehrsfläche’ neunmal de-
finieren zu lassen“, kritisiert Andexlinger. Außer-
dem gilt es noch deutlicher zu machen, dass In-
frastruktur und Energieversorgung nicht eine Fra-
ge der Kommunen, sondern der Regionen ist. „Eine 
Region wächst als ganze oder gar nicht. Man muss 
dafür sorgen, dass der ruinöse Kurzfrist-Wettbe-
werb der Kommunen ein Ende findet und vermehrt 
auf Kooperationen gesetzt wird“, so die Experten 
unisono. Wünschenswert wäre in diesem Zusam-
menhang ein interregionaler Finanzausgleich, et-
wa nach dem Vorbild Vorarlbergs. Weitere überle-
benswichtige Maßnahmen: eine stärkere Einbezie-
hung der Betroffenen in den Gesetzgebungsprozess, 
mehr Wohnbauförderung im ländlichen Bereich, 
verbesserte Anbindungen im Nahverkehrsbereich 
(am Beispiel der Anschlussstellen Bahn-Bus) und 
eine stärkere Markenbildung in den Regionen, die 
klar herausarbeiten und nach außen kommunizie-
ren sollten, wofür sie stehen.

Hauptsache Infrastruktur
„Es sollte kein Geheimnis sein. Die Schlüsselrolle 
für die Entwicklung des ländlichen Raumes und 
seine Attraktivität als Standort spielt die Infra-
struktur“, so Schelling. Unternehmen brauchen 

Zugang zum Markt, müssen sich entfalten und 
dem Handeln der kommunalen Verwaltung ver-
trauen können. Gemeinden müssen folgerichtig 
den Anforderungen des Marktes, in dem die Un-
ternehmen der Region tätig sind, Rechnung tra-
gen. Das bedeutet nicht nur, eine intakte Verkehrs-, 
Energie-, Telekom-, Bildungs-, Gesundheits-, For-
schungs- und Freizeitinfrastruktur zur Verfügung 
zu stellen, sondern auch, eine planbare, effiziente 
und praxisnahe Verwaltungsarbeit zu garantieren. 
Als Grundvoraussetzung für die Entwicklung ei-
ner Gemeinde betonte Schelling den sozialen Zu-
sammenhalt: „Das sorgt für die gute Stimmung in 
der Bevölkerung wie in der Unternehmerschaft, 
die wiederum für die Anregung wirtschaftlicher 
Aktivitäten unabdingbar ist.“ Dazu gehöre selbst-
verständlich auch ein ausreichendes Angebot an 
erschwinglichem Wohnraum und Bauland in der 
Gemeinde.

Am besten am günstigsten
Letztlich, so Andexlinger, entscheide freilich der 
einzige Souverän in der Wirtschaft, wo die Rei-
se hingeht: der Kunde. Seine Kriterien können in 
einem Satz zusammengefasst werden: „Wo fin-
de ich unter größtmöglicher Bequemlichkeit in 
der gewünschten Qualität das beste Angebot zum 
günstigsten Preis.“ Andexlingers Tipp an die Ge-
meindeverantwortlichen, um Unternehmen und 
Kunden die Entscheidung möglichst einfach zu 
machen: „Setzen Sie sich die Kappe des Händlers 
auf!“ 

Eine Region wächst als 
ganze oder gar nicht.  
Kooperationen sind  
gefragt, nicht ruinöse 
Kurzfrist-Wettbewerbe.“
Christoph Andexlinger

 „

Sozialer Zusammenhalt 
ist eine Grundvorausset-
zung für jedwede posi-
tive Entwicklung einer 
Gemeinde.“
Hans-Jörg Schelling

 „

„Die Presse“-Chefredakteur Michael Fleischhacker (Mitte) bat zum Thema „Standortbestimmungen“ zwei ausgesuchte Experten auf die Bühne: 
Hans-Jörg Schelling (l.), Vizepräsident der Wirtschaftskammer Österreich, und Christoph Andexlinger, Center Manager von Spar Europark.
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l a n d f l u c h tl a n d f l u c h t

Politiker unter sich. Bei der Abschlussdebatte der Kommunalen Som-
mergespräche sollten jene zu Wort kommen, die Entscheidungen 
mitzubestimmen und zu verantworten haben. Hauptthema: Wie kann 
der Landflucht Einhalt geboten werden und was ist notwendig, um 
die Zukunft von Gemeinden im ländlichen Raum abzusichern?

Keine Gemeinde wird 
aufgegeben!

Z
wei Tage lang wurde in Bad Aussee 
referiert, diskutiert und analysiert. 
Thematisch drehte sich alles um die 
Auswirkungen der demografischen 
Revolution in der Gesellschaft, die 

Entwicklung des Gesundheits- und Pflegesektors 
und die Situation des ländlichen wie städtischen 
Raumes in Anbetracht des drohenden Ausver-
kaufs der Kommunen. Beim hochrangig besetz-
ten, finalen Gespräch forderte Moderator Armin 
Wolf zum Abschluss der Kommunalen Sommerge-
spräche 2008 konkrete politische Antworten ein – 
ganz nach dem Motto des Präsidenten des Öster-
reichischen Gemeindebundes, Helmut Mödlham-
mer, der zu Beginn der Veranstaltung angekündigt 
hatte: „Wir sind hier nicht auf Urlaub. Wir wollen 
etwas weiterbringen!“

Zu viele Köche verderben den Brei
Im Zentrum der Debatte standen zunächst die 
Schwierigkeiten im Rahmen des Föderalismus bei 
der Umsetzung des politischen Willens. „Höchst 
problematisch ist das Kompetenzen-Wirrwarr. Es 
gibt etwa drei zuständige Ministerien für die Kin-
derbetreuung oder zwei Ministerien für Gesund-
heit und Pflege. Das ist für die Bürgermeister der 
Gemeinden unverständlich“, eröffnete Mödlham-
mer die Gesprächsrunde, und wurde von Ober- 
österreichs Landeshauptmann, Josef Pühringer, 
inhaltlich unterstützt: „Bei der Kinderbetreuung 
haben sowohl Bund, Länder als auch Gemeinden 
Teilkompetenzen. Das ist ein Schmarrn“. Generell 
habe der Bund an Kompetenzen zugelegt und das 
Machtgefüge von Länder und Gemeinden zum 
Schrumpfen gebracht. Weniger dramatisch sah es 
Erwin Buchinger, Bundesminister für Soziales und 
Konsumentenschutz: „Es stimmt, dass der Föde-
ralismus die Realpolitik mühsam und langwierig 
macht. Ein Mühsal, das man aber auf sich nehmen 
muss. Wenn alle Interessensträger von Bund, Län-
der und Gemeinden in die Themendiskussionen 
miteinbezogen werden, wächst die Chance für sta-
bile Entscheidungen.“ 

Gemeinsame Ziele, lokale Freiräume
Die Forderung nach bundesweit einheitlichen Re-
geln und Benchmarks als gesetzlichen Rahmen 
samt genügend Spielraum für Länder und Ge-
meinden, die auf örtliche Spezifika einzugehen 
haben, formulierten Reinhold Mitterlehner, Gene-
ralsekretär-Stv. der Wirtschaftskammer Österreich, 
und Rudolf Anschober, OÖ-Landesrat für Umwelt, 
Energie, Wasser und Umweltschutz: „Auf der ei-
nen Seite eine klare Zielsetzung und eine Grund-
satzgesetzgebung, auf der anderen Seite Viel-
falt und Verantwortung in den Regionen.“ Laut 
Pühringer sei in diesem Zusammenhang „ein ge-

Bei der Kinderbetreu-
ung etwa haben sowohl 
Bund, Länder als auch 
Gemeinden Teilkom-
petenzen. Das ist ein 
Schmarrn.“
Josef Pühringer

 „

Rudolf Anschober, 
Oberösterreichs Lan-
desrat für Umwelt, 
Energie, Wasser- und 
Konsumentenschutz.

Erwin Buchinger, Bun-
desminister für Sozi-
ales und Konsumen-
tenschutz.



1 6  k o m m u n a l e  s o m m e r g e s p r ä c h e k o m m u n a l e  s o m m e r g e s p r ä c h e  1 7 

l a n d f l u c h tl a n d f l u c h t

sunder, positiver Wettbewerb anstatt eines kon-
traproduktiven Kantönligeists“ notwendig. Auf 
das Angebot von Gemeindebund-Präsident Mödl-
hammer – „Wir übernehmen die Kinderbetreuung, 
weil es eine Kernaufgabe der Gemeinden ist. Um 
die Gesundheit sollen sich im Gegenzug die Län-
der kümmern“ – wollte er in dieser Form dennoch 
nicht eingehen: „Das wäre finanziell betrachtet 
ein schlechtes Geschäft für die Länder.“

Kampf gegen die Landflucht 
Leidenschaftlich wurde im Anschluss die Fra-
ge diskutiert, ob die Landflucht angesichts der 
demografischen Umwälzungen überhaupt noch 
aufzuhalten sei. Während in der Schweiz und 
in Deutschland bereits darüber gesprochen wird, 
welche Gemeinden und Regionen aufgegeben 
werden müssen, soll in Österreich eine kämpfe-
rische Haltung eingenommen werden. Mödlham-
mer: „Wir geben keine einzige Gemeinde im länd-
lichen Raum auf. Die Überalterung der Gesell-
schaft und die Abwanderung aus den ländlichen 
Regionen sind zwar ernsthafte Probleme, denen 
sich alle stellen müssen. Wir haben aber die Ideen, 
das Wissen und die Fachkompetenz, um die Fol-
gen dieser Entwicklung zu bewältigen.“ Eine Ein-
stellung, die Mödlhammer unter anderem als Ap-
pell an die zahlreich anwesenden Bürgermeister 
verstand: „Vor 20 Jahren war das Amt des Bür-
germeisters weitgehend ein repräsentatives Amt, 
heute ist der Bürgermeister Manager mehrerer 
Unternehmen. Die Gemeinden haben in den letz-
ten Jahren derartig viele Aufgaben dazubekom-
men, die oft als selbstverständlich wahrgenom-
men werden. Eine Kommune bietet heute Services 
und Dienstleistungen von der Wiege bis zur Bahre. 
Sie begleitet und berät ihre Bürgerinnen und Bür-
ger ihr ganzes Leben lang. Allein die Herausfor-
derungen der kommunalen Wirtschaft, die Füh-
rung kommunaler Betriebe und Unternehmungen, 
all das erfordert hohen  Einsatz und großes Know-
how von Österreichs Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern.“

Wohnbauförderung umgedreht
Den notwendigen Rahmen für die Arbeit auf Ge-
meindeebene stelle dabei eine bundesweite Regi-
onalplanung mit einem Raumordnungs- und In-
frastruktur-Masterplan dar sowie eine Änderung 
im Förderungswesen: „Wir müssen endlich verste-
hen, dass gewisse Regionen, die geografisch be-
nachteiligt sind, höhere Wirtschaftsförderungen 
bekommen müssen. Analog zu den Ziel-1-Gebie-

ten der EU sollte man auch national definieren, 
welche Regionen besonderer Förderungen und 
Unterstützungen bedürfen.“ Besonders in der Kri-
tik stand bei Mödlhammer die Tatsache, dass die 
Wohnbauförderung derzeit die Gemeinden in den 
Ballungsräumen bevorzugt: „Das ist definitiv der 
falsche Weg. Damit unterstützen wir wohlhabende 
Städter, die in die Umlandgemeinden hinauszie-
hen.“ Die Zielrichtung der Wohnbauförderung ge-
höre umgedreht, damit es wieder attraktiver wird, 
in ländlichen Gemeinden einen Wohnsitz zu er-
richten. Auch die stete Verbesserung des öffent-
lichen Personennahverkehrs und die sinnvolle 
Zusammenführung der Konzepte von Straße und 
Schiene müssten überregional passieren, da sonst 
das Mobilitätsthema nicht gelöst und die Besie-
delung des ländlichen Raums dauerhaft gefährdet 
würde. Dringender Handlungsbedarf bestehe auch 
angesichts des Stillstands beim bundesweiten 
Breitband-Ausbau: „Diese Initiative steht derzeit. 
Das ist für uns nicht akzeptabel, weil die Versor-
gung mit Breitband-Verbindungen eine unerläss-
liche Standortfrage ist.“ Einmal in Fahrt echauf-
fierte sich der Gemeindebund-Präsident ebenfalls 
über die mögliche Auflösung der Schulsprengel: 
„Das würde den sofortigen Tod vieler Kleinschulen 
in ländlichen Gemeinden bedeuten. Davon halte 
ich naturgemäß nicht das Geringste.“ Im Pflege- 
und Gesundheitsbereich erinnerte Mödlhammer 
daran, dass man die flächendeckende und quali-
tativ hochwertige Versorgung österreichweit ge-
währleisten und ausbauen müsse. 

Gegensteuern tut dringend Not
Auf die weltweite Dimension des Trends zur Land-
flucht und Urbanisierung verwies Reinhold Mit-
terlehner. „Da muss so rasch wie möglich gegen-
gesteuert werden, weil jene, die am Land bleiben, 
die Gebühren nicht finanzieren können.“ Primär 
ist dabei der Ausbau einer effizienten Infrastruk-
tur und eine möglichst gemeindeübergreifende 
Kommunalpolitik. „Es gilt, Lebensbedingungen zu 
schaffen, die für junge und gut ausgebildete Men-
schen attraktiv sind. Etwa durch ein Angebot an 
hoch qualitativen, kleinteiligen Kinderbetreuungs-
einrichtungen sowie durch – mit Hilfe der Wohn-
bauförderung – besseren und leistbaren Wohn-
raum“, stimmte OÖ-Landesrat Rudolf Anschober 
in den allgemeinen Tenor ein. Die notwendige En-
ergiewende hin zu umweltfreundlichen Systemen 
böte dabei eine Chance zur Wiedererstarkung von 
Kommunen: „Da gibt es genügend lokale Agen-
den. Ich möchte in diesem Zusammenhang zum 

Politikerrunde auf der Suche nach Antworten in der von ORF-Informationschef Armin Wolf (3. v. r.) geführten Abschlussdebatte. 

Beispiel jene rund 50 Gemeinden in Österreich 
erwähnen, die den Weg zur Energieautarkie be-
schritten haben. Allesamt hochinteressante Pro-
jekte mit einer großen Zukunftsperspektive und 
Exempel für die Möglichkeiten, die auch Kleinge-
meinden offen stehen.“

Arbeitsplätze vor Ort
Der Ausbau infrastruktureller Einrichtungen zur 
Sicherung von Standorten steht auch bei Landes-
hauptmann Pühringer an oberster Stelle der Pri-
oritätenliste. Die Qualität eines Standorts sei zu-
dem wesentlich vom Angebot an Arbeitsplätzen 
abhängig: „Wir müssen die Arbeit zu den Men-
schen bringen, damit die Menschen nicht der Ar-
beit in die Ballungsräume nachziehen müssen. 
Denn jemand, der jeden Tag 30 Kilometer pen-
deln muss, der wird irgendwann dort hinziehen, 
wo die Arbeit ist.“ Weiters thematisierte Pühringer 
die seiner Meinung nach immer noch nicht aus-
reichende Fairness des Finanzausgleichs gegen- 
über den kleinen Gemeinden: „Der aktuelle Fi-
nanzausgleich ist zwar besser als der bisherige. 
Aber es gibt schon noch viel zu tun, damit hier 
Chancengleichheit zwischen den Ballungsräumen 

und den kleinen Gemeinden herrscht.“ Eine an-
strebenswerte Situation, von der schlussendlich 
alle in der Alpenrepublik etwas hätten, wie Prä-
sident Mödlhammer bemerkte: „Die Rechnung ist 
eigentlich ganz einfach: Wenn es den Gemeinden 
gutgeht, dann geht es auch den Ländern und dem 
Bund gut!“

Arbeiten bis 70
Abschließend stellte Moderator Armin Wolf die 
Grundthese von Frank Schirrmacher zur Diskus-
sion, wonach die einzige Antwort auf längere Le-
benserwartung die Entscheidung für längeres Ar-
beiten bis hin zum 70. Lebensjahr sei. „Die Ten-
denz geht dorthin. Es ist ein gesellschaftspoli-
tischer Prozess, der bereits in Gang gesetzt wur-
de“, bemerkte dazu WKO-Fachmann Mitterlehner. 
Auch Bundesminister Buchinger räumte die Not-
wendigkeit einer solchen Entwicklung ein, betonte 
aber zugleich, dass länger arbeiten nur möglich 
sei, wenn die Menschen auch lange körperlich 
wie geistig gesund sind: „Und es muss ein ausrei-
chendes Angebot für Arbeitsplätze von Menschen 
im Alter 65+ geben, um die Arbeitswilligen nicht 
gezielt in die Arbeitslosigkeit zu führen.“

Wir brauchen ein we-
sentlich größeres Ange-
bot an Arbeitsplätzen für 
Menschen, die 65 Jahre 
und älter sind.“
Erwin Buchinger

 „

Reinhold Mitterleh-
ner, Abgeordneter 
zum Nationalrat und 
Generalsekretär-Stv. 
der WKO.

Josef Pühringer, Lan-
deshauptmann von 
Oberösterreich.

Vor 20 Jahren hatte ein 
Bürgermeister ein reprä-
sentatives Amt. Heute 
ist er gefordert wie ein 
Manager, der mehrere 
Unternehmen zu führen 
hat.“
Helmut Mödlhammer

 „
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Sonnige 
Ansichten vom 
Ausseerland

Innenministerin Maria Fekter, Gastgeberin im 
Festzelt am Grundlsee, flankiert von Reinhard 
Platzer (r.) und Helmut Mödlhammer.

Lokale kulinarische Köstlichkeiten, auf offenem 
Feuer zubereitet. Speziell die Fleischknödel mit 
Sauerkraut erfreuten sich größter Beliebtheit.

In Strohmäntel gewandet und mit Peitschen aus-
gerüstet. Die sogenannten „Schab“ erwiesen sich 
als optisches wie akustisches Spektakel.

Sonnenschein und Bergpanorama: Der Rahmen 
für die Kommunalen Sommergespräche im Aus-
seerland hätte nicht schöner sein können.

Aktives Erwachen für Frühaufsteher! Auf Gymnas-
tik um 6 Uhr morgens folgte ein Sprung in den 
prachtvoll gelegenen Sommersbergersee.

Abfahrt zum Rahmenprogramm: ein Besuch der 
Landesausstellung in Bad Ischl bzw. eine Wande-
rung durch das Koppental.

Keiner war berufener, um launige G‘schichteln aus 
dem Ausseerland vorzutragen, als der waschechte 
Bad Ausseer Schriftsteller Alfred Komarek.

Narzissenkönigin Elisabeth (l.) und ihre beiden 
Prinzessinnen repräsentieren das Ausseerland-
Salzkammergut ein Jahr lang in ganz Österreich.

„Aufg‘spüt wird!“ Mit Volksmusik aus dem Salz-
kammergut wurden die Gäste der Kommunalen 
Sommergespräche auch musikalisch verwöhnt. 
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i m p r e s s i o n e n

Im Gespräch: 
fröhliches 
„Netzwerken“

Beste Stimmung in den vordersten Reihen im 
sommerlich heißen Festsaal des Kurhauses von 
Bad Aussee.

Otto Marl, Bürgermeister von Bad Aussee, betonte 
die Bedeutung von Österreichs Gemeinden: „Wir 
bauen Brücken zwischen Menschen und Orten.“

Die rege Anteilnahme und zahlreichen Fragen aus 
dem Publikum zeugten vom interaktiven Charak-
ter der Kommunalen Sommergespräche.

Interessierte Zuhörer: Veranstalter Reinhard  
Platzer (l.), Gemeindebund-Generalsekretär  
Robert Hink und Minister Erwin Buchinger.

Ein gut gelauntes Herrenquartett genießt am son-
nigen Hauptplatz vor dem Bad Ausseer Kurhaus 
die Zeit vor dem nächsten Saalgespräch.

Weltmeister Teil 1: Skisprung-Ikone Hubert Neuper 
im angeregten Gespräch mit ORF-Nachrichtenchef 
und Sommergespräche-Moderator Armin Wolf.

Weltmeister Teil 2: David Zwilling, Abfahrtscham-
pion und WM-Silbermedaillengewinner beim Han-
dy-Smalltalk am Grundlsee.

Nächtliches Lager- 
feuer als Symbolbild  
der brennend heißen  
Gesellschaftsthemen  
bei den Kommunalen  
Sommergesprächen  
2008.

i m p r e s s i o n e n

Zwischen den Podiumsdiskussionen fanden die 
Teilnehmer und Gäste der Kommunalen Sommer-
gespräche Zeit zum gemeinsamen Reflektieren.

Regionalministerin Heidrun Silhavy und HR Robert 
Hink, Gemeindebund, nutzten eine der Pausen 
zum „Netzwerken“.
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250 geladene Gäste verfolgten die Kommunalen Sommerge-
spräche 2008 in Bad Aussee. Was kam dabei heraus, welche  
Antworten wurden gefunden und wie geht es 2009 weiter? Das 
Veranstalter-Duo Reinhard Platzer und Helmut Mödlhammer im  
Interview.

„Europaweit 
einzigartig!“

E
s war davon die Rede, die Kommu-
nalen Sommergespräche zum Zu-
kunftsforum der Kommunalpolitik 
zu machen. Wie nahe ist man die-
sem Ziel nach nunmehr drei Jah-

ren bereits gekommen? 
Mödlhammer: Wir haben dieses Ziel bereits er-
reicht, wenn man die Themen, die Qualität der 
Referenten und das Interesse der Teilnehmer be-
trachtet. Es gibt im europäischen Raum keine der-
artige Veranstaltung, bei der sich höchste Vertre-
ter der Politik, der Wirtschaft und Verwaltung so 
intensiv mit den Herausforderungen der Zukunft 
auf kommunaler Ebene beschäftigen und kon-
krete Lösungsansätze erarbeiten. Das haben auch 
die Spitzenvertreter der deutschen Kommunal-
verbände bestätigt. Und dass dabei ein anspre-
chendes gesellschaftliches Programm in einer der 
schönsten Gegenden Österreichs geboten wird, 
ist sicherlich auch einmalig. Wenn man die Ent-
wicklung der Kommunalen Sommergespräche in 
den vergangenen drei Jahren betrachtet, erfüllt 
uns das schon mit Freude. Aus einem engagierten 
Versuch mit ein paar Dutzend Teilnehmern wurde 
auch dank des Engagements der Kommunalkredit 
eine Topveranstaltung mit rund 250 Gästen, die 
bald an räumliche Kapazitätsgrenzen stößt.  

Das Grundmotto der Sommergespräche lautete, 
wichtige Gesellschaftsfragen diskutieren zu wol-
len. Welche Erkenntnisse nehmen Sie von Bad 
Aussee aus mit auf den Weg?

Platzer: Die wichtigste Erkenntnis, die ich mit-
genommen habe, folgt der Aussage von Frank 
Schirrmacher, dass in unseren Köpfen eine äl-
ter werdende Gesellschaft negativ besetzt ist. Wir 
stehen vor einer riesigen Chance, die gleichzei-
tig eine persönliche – wir alle wollen und können 
sehr lang leben – und auch eine gesellschaftliche 
sowie wirtschaftspolitische ist. Wir aber sehen  
diese immer noch als Bedrohung. Die wichtigste 
Herausforderung ist daher eine Veränderung in 
den Köpfen. Wir müssen Rahmenbedingungen 
schaffen, um die neu entstehende Gesellschafts-
struktur als Wirtschaftsmotor zu nutzen. Das heißt 
zum einen, unsere Lebens- und Berufsplanung 
neu auszurichten und dabei auch deutlich über 
den 60. Geburtstag hinaus zu denken. Zum an-
deren ist es auch wichtig, den gesellschaftlichen 
Druck zu reduzieren, gerade gegenüber Frauen im 
Alter zwischen 20 und 40 Jahren. Bei einer Le-
benserwartung von 100 Jahren muss derzeit von 
ihnen in einer Zeitspanne von 20 Jahren alles er-
ledigt werden: Bildung, Karriere, Familie. Eine fast 
unlösbare Aufgabe. Ökonomisch gesehen liegen 
die Chancen einer immer älter werdenden Gesell-
schaft vor allem in den Bereichen Gesundheit und 
Pflege. Leo Nefiodow hat betont, dass der nächste 
Innovationszyklus vom Bereich Gesundheit getra-
gen wird. Die Gesundheit wird daher zum Wirt-
schaftsmarkt der Zukunft. Hier müssen wir uns 
noch besser aufstellen und in die notwendige In-
frastruktur – also Gesundheitseinrichtungen, aber 
auch neue Lebensräume – investieren, um diese 

Herausforderung als Chance nutzen zu können. 
Das richtet sich sowohl an den Bund, die Länder 
und Gemeinden, als auch an jeden Einzelnen von 
uns. Es gilt, die gesellschaftspolitische Diskussion 
positiv voranzutreiben und bei der Bereitstellung 
der benötigten Infrastruktur gemeinsam an neuen 
Lösungen zu arbeiten.

Es ging Ihnen aber nicht nur um Diskussionen, 
sondern um das Erarbeiten konkreter Antworten.
Mödlhammer: Ich hab schon eingangs der Ver-
anstaltung gemeint, wir wären hier nicht auf Ur-
laub. Es reicht bei Weitem nicht, dass man nur ei-
ne Analyse macht und dann wieder zum Alltag 
übergeht. Es war spannend zu sehen, dass sich die 
Experten nicht immer einig über die zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung sind. Unbestritten ist, 
dass die Menschen in Österreich erfreulicherweise 
viel älter werden und sich die Gemeinden auf die 
Betreuung und Pflege besonders vorbereiten müs-
sen. Unverkennbar ist auch der Trend des Zuzugs 
zu den Ballungs- und Zentralräumen. Menschen 
gehen eben dorthin, wo ihnen Arbeit und Wohn-
raum geboten wird. Warum stellen wir die Förde-
rungen für diese zwei Bereiche nicht so um, dass 
Gebiete, die nicht in Gunstlagen sind, dadurch be-
vorzugt werden? Warum gibt es noch immer kei-
nen Masterplan, aus dem hervorgeht, welche In-
frastruktureinrichtungen wir auch im ländlichen 
Raum brauchen? Warum können wir über eine 
überörtliche Raumordnung nicht Steuerungsins
trumente gegen die Überhitzung von Ballungs-

räumen und zur Aufwertung der abgelegenen Ge-
biete einbauen? Das sind zentrale Fragen, denen 
sich die künftige Bundesregierung zu stellen hat. 
Aber auch bei den Gemeinden setzt sich immer 
mehr die Erkenntnis durch, dass wir noch regi-
onaler zusammenarbeiten müssen. Es ist in die-
sen Tagen in Bad Aussee also sehr viel weiterge-
gangen.   

Ein Ausblick auf die Kommunalen Sommerge-
spräche 2009?
Mödlhammer: Zunächst einmal ist das Thema 
Demografie noch lange nicht fertig abgehandelt. 
Wir werden 2009 sicher prüfen, was konnte um-
gesetzt werden und was hat sich geändert. Und 
obwohl das konkrete Thema für 2009 noch nicht 
feststeht, kann ich mir gut vorstellen, dass wir uns 
mit der Frage beschäftigen „Was brauchen unsere 
Kinder?“ Die sinkende Zahl der Geburten, die The-
matik Betreuung und Integration, die Kinder- und 
Jugendkriminalität sind nur einige Punkte, die auf 
kommunaler Ebene heiß diskutiert werden.
Platzer: Heuer waren fast doppelt so viele Teil-
nehmer als 2007. Anscheinend hat die Mund-
propaganda der begeisterten Teilnehmer aus dem 
Vorjahr ihre Wirkung gezeigt. Für 2009 heißt das, 
den eingeschlagenen Weg mit zentralen Themen, 
hochstehenden Diskussionen und erstklassigen 
Experten fortzusetzen. Eine einzige Änderung 
schwebt mir derzeit vor: Eine neue Klimaanlage 
könnte bereits 2009 die heißen Diskussionen ein 
wenig abkühlen.

Aus einem engagierten 
Versuch mit ein paar 
Dutzend Teilnehmern 
wurde eine Top-Veran-
staltung mit 250  
Gästen.“
Helmut Mödlhammer

 „

Für 2009 heißt es, den 
eingeschlagenen Weg 
mit zentralen Themen, 
hochstehenden Diskussi-
onen und erstklassigen 
Experten fortzusetzen.“
Reinhard Platzer

 „

Reinhard Platzer, Generaldirektor der Kommunalkredit Austria, und Hel-
mut Mödlhammer, Präsident des Österreichischen Gemeindebundes, zie-

hen nach der dritten Auflage der Kommunalen Sommergespräche eine er-
freuliche Bilanz: „Eine europaweit einmalige Veranstaltung. Wir werden den 

Weg, den wir beschritten haben, in den nächsten Jahren weitergehen.“



Gesundheit im ganzheitlichen  
Sinn ist Auslöser und Träger der 
nächsten langen Konjunkturwelle, 
des sechsten Kondratieffs.
Leo A. Nefiodow, Zukunftsforscher

„
Der Standort ist alles – aber 

nicht alles ist ein Standort.  

Das prächtigste Geschäft  

wird sein ganzes Potenzial  

nicht ausschöpfen können,  

wenn sein Standort  

schlecht gewählt ist.

Christoph Andexlinger, Geschäftsführer Spar EUROPARK

Das Deprimierende ist, 
dass wir zwar immer  
älter werden, gleichzeitig 
aber das Altern und  
Altsein nicht mögen.
Frank Schirrmacher, Mitherausgeber der FAZ

Die Regionen Österreichs sind  
ein attraktiver Standort für  
eine gut vernetzte und stark  
diversifizierte Wirtschaft mit einer 
ausgewogenen Größenstruktur. 
Wichtig ist es, Standorte zu  
nutzen und weiter auszubauen.
Hans Jörg Schelling, WKO-Vizepräsident

Die Zukunft bringt eine 
wachsende Zahl älterer 
Menschen in allen Teilen 
Österreichs. Höchster  
Zuwachs in attraktiven  
Regionen, geringster  
Zuwachs in peripheren 
ländlichen Regionen und  
alten Industriegebieten.
Rainer Münz, Hamburger Weltwirtschafts-Institut

Wir sind hier nicht auf Urlaub.  
Es muss auch was weitergehen.
Helmut Mödlhammer, Präsident Österreichischer Gemeindebund

Wir stehen vor einer riesigen 
Chance, die gleichzeitig eine  
persönliche – wir alle wollen und 
können sehr lange leben – und 
auch eine gesellschaftliche sowie 
wirtschaftspolitische ist.
Reinhard Platzer, Generaldirektor Kommunalkredit Austria

Die Rolle der sozialen und 
räumlichen Zugänglichkeit zur 
Infrastruktur wird immer wichtiger.
Heidrun Silhavy, Bundesministerin für Frauen, Medien und Regionalpolitik


